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TEXTTEIL BEBAUUNGSPLAN 
 
A. RECHTSGRUNDLAGEN 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 

(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Art. 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I 
S. 4147) geändert worden ist. 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist. 

- Planzeichenverordnung (PlanzV90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S.58), die zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) geändert 
worden ist. 

 
B. AUFHEBUNG 
 Die innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes bisher 

bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen werden aufgehoben. 
 Dies gilt insbesondere für den Bebauungsplan „Lerchenberg“, rechtskräftig seit 

dem 28.04.1994. 
 
C. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB)  
 In Ergänzung von Planzeichnung u. Zeichenerklärung wird festgesetzt: 
 
 1. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9(1)1 BauGB i.V.m. § 9(3) BauGB) 
 1.1 ERDGESCHOSSFUSSBODENHÖHE (§ 18 BauNVO) 
  Die festgesetzten Erdgeschoßfußbodenhöhen EFH (Fertigfußbodenhöhen) sind 

Höchstgrenzen.  
 1.2 GEBÄUDEHÖHE (§ 16 und § 18 BauNVO) 
  Von der festgesetzten Erdgeschoßfußbodenhöhe (Fertigfußboden) bis zum 

obersten Punkt des Daches (Oberkante Dachhaut) als Höchstgrenze: 8,50 m. 
 
 2. ABWEICHENDE BAUWEISE (§ 9(1)2 BauGB i.V.m. § 22(4) BauNVO) 
  Wie offene Bauweise, ohne Längenbegrenzung. 
 
 3. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 

BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT (§ 9(1)20 BauGB) 
 3.1 Beschichtung metallischer Dach- und Fassadenmaterialien: 
  Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen, die 

potenziell Schwermetalle freisetzen, sind zur Vermeidung unnötiger Schadstoff-
belastungen des Grundwassers unzulässig. 

 3.2 Wasserdurchlässige Beläge: 
  Stellplätze und ihre Zufahrten sind so anzulegen und zu befestigen, dass Nieder-

schlagswasser versickern kann. Es wird deshalb empfohlen, die genannten Flä-
chenaus Rasengittersteinen, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässiger 
Pflasterung o. ä. zu erstellen. Der Unterbau ist auf den Belag abzustimmen. 

  Ausnahmen für Behindertenstellplätze können zugelassen werden. 
 3.3 Insektenschonende Beleuchtung des Plangebiets: 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Außen- und Wegbeleuchtung mit 
insektenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik 
auszustatten. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. 

 
 4. LEITUNGSRECHT (§ 9(1)21 BauGB) 
  Die mit Leitungsrecht belastete Fläche ist zugunsten der Gemeinde zur Führung 

von Entwässerungsleitungen festgesetzt. 
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 5. ANPFLANZUNGEN (§ 9(1)25a BauGB) 
 5.1 Einzelbäume: 
  Im Sinne der Planzeichnung sind hochstämmige, heimische, standortgemäße 

Laubbäume zu pflanzen. (Aufteilung und Inhalt der hiervon betroffenen Flächen 
sind unverbindlich.) 

  Die ausgewiesenen Standorte sind innerhalb des Baugrundstückes variabel, falls 
Verschiebungen aus funktionalen Gründen erforderlich sind. 

 
 
D. HINWEISE 
 

1. DENKMALSCHUTZ 
Auf die Meldepflicht von möglichen Funden nach § 20 DSchG wird hingewiesen. 

 
2. GRUNDWASSER 

Auf die Anzeigepflicht einer unvorhergesehenen Grundwassererschließung wird 
hingewiesen (§ 43(6) Wassergesetz Baden-Württemberg). 

 
3. NIEDRIGENERGIEBAUWEISE 

Im Sinne des lokalen Immissions- und Klimaschutzes wird empfohlen, die ge-
planten Gebäude in Niedrigenergiebauweise auszuführen. 

 
4. BODENSCHUTZ 

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten 
auszuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu 
erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
auch § 202 BauGB). 
Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen 
gewährleisten (z. B. Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzenresten max. 
1,5 m, Schutz vor Vernässung, Staunässe etc.) 
Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustel-
leneinrichtung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die Bodenstruktur 
vor erheblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Bo-
denverdichtungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 
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ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 
E.  RECHTSGRUNDLAGE 
 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 

05.03.2010 (GBl. 2010, S. 357, 358, ber. S. 416), mehrfach geändert durch Ge-
setz vom 18.07.2019 (GBl. S. 313) 

 
F.  AUFHEBUNG 
 Die innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes bisher 

bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen werden aufgehoben. 
 Dies gilt insbesondere für den Bebauungsplan „Lerchenberg“, rechtskräftig seit 

dem 28.04.1994. 
 
G.  BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 74 LBO) 
 In Ergänzung von Planzeichnung u. Zeichenerklärung wird festgesetzt: 
 1. FASSADEN ( § 74(1)1 LBO) 

Grelle Farbtöne, glänzende und lichtreflektierende Materialien sind außer für An-
lagen zur Gewinnung von Solarenergie nicht zulässig.  
 

 2. GESTALTUNG, BEPFLANZUNG UND NUTZUNG DER UNBEBAUTEN 
FLÄCHEN DER BEBAUTEN GRUNDSTÜCKE (§ 74(1)3 LBO) 

  Die Vorgärten (Grundstücksfläche zwischen den öffentlichen Straßenverkehrsflä-
chen und den überbaubaren Flächen) sind zu mindestens 30 % als Vegetations-
flächen anzulegen und zu unterhalten. Die Benutzung der Vorgärten als Arbeits-, 
Abstell- oder Lagerflächen ist unzulässig. Die Anlage von monotonen, flächigen 
Steingärten durch die Ausbringung von Schotter, Kies, Steinen, Findlingen, Glas-
steinen oder sonstigen Materialschüttungen ist unzulässig. 

 
 3. MÜLLBEHÄLTERABSTELLPLÄTZE ( § 74(1)3 LBO ) 

Müllbehälterabstellplätze außerhalb von Gebäuden sind gegen Einsicht vom öf-
fentlichen Straßenraum z. B. durch Eingrünungen abzuschirmen. 

 
 4. NIEDERSPANNUNGSFREILEITUNGEN ( § 74(1)5 LBO ) 
  Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften 

bleiben unberührt. 
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VERFAHRENSVERMERKE 
 
 
Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen gem. § 2(1) BauGB  am ............... 
Aufstellung der Örtlichen Bauvorschriften beschlossen gem. § 2(1) BauGB am ............... 
 
Ortsübliche Bekanntmachung der Aufstellungsbeschlüsse nach  
§ 13 a (3) Nr. 1 BauGB mit Hinweis zur Verfahrensführung nach  
§ 13 a BauGB (beschleunigtes Verfahren) ohne Durchführung einer  
Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB  am ………… 
 
Ortsübliche Bekanntmachung von Zeit und Ort, wo sich die Öffentlichkeit 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkung- 
en der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb 
einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann gem. § 13 a (3) BauGB am ............... 
 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4(2) BauGB am ............... 
 
Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften 
als Entwurf aufgestellt gem. § 2(1) BauGB  
und Auslegungsbeschluss gem. § 3(2) BauGB am ............... 
 
Ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung von 
Bebauungsplan und Örtlichen Bauvorschriften gem. § 3(2) BauGB      am ............... 
 
Öffentliche Auslegung gem. § 3(2) BauGB                            vom ............... bis ............... 
 
Bebauungsplan als Satzung beschossen gem. § 10(1) BauGB am ............... 
Örtliche Bauvorschriften als Satzung beschlossen gem. § 10(1) BauGB am ............... 
 
 Ausfertigung: Bad Rappenau, den .............. 
 
 
 ..................................... 
 Oberbürgermeister Frei 
 
 
Ortsübliche Bekanntmachung der Satzungsbeschlüsse 
und in Kraft getreten gem. § 10(3) BauGB  am ............... 
 
 
 Zur Urkunde: Bad Rappenau, den ............... 
 
 
 ..................................... 
 Oberbürgermeister Frei 
 
 


